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Präambel
Der organisierte Sport in Rheinland-Pfalz 
leistet einen unverzichtbaren Beitrag für 
unsere Gesellschaft. Garanten für diese Leis-
tung sind die 6.000 Sportvereine mit ihren 
1,4 Millionen Mitgliedern, die über 100 Sport-
arten in den Fachverbänden ausüben und 
deren Bedürfnissen über vier Sportbünde 
effizient organisiert und gebündelt werden. 
Insgesamt engagieren sich in den rheinland-
pfälzischen Sportvereinen Mitglieder in über 
100.000 ehrenamtlichen Positionen.  Das er-
gibt rund 1,3 Millionen ehrenamtliche Stun-
den pro Monat. Legt man den Mindestlohn zu 
Grunde, so bedeutet das eine jährliche Wert-
schöpfung von 242,4 Mio. Euro in Rheinland-
Pfalz.

Wir sind die größte Bürgerbewegung im Land, 
aber im Koalitionsvertrag so gut wie nicht 
berücksichtigt. Diese Geringschätzung spie-
gelt sich in der finanziellen Förderung und 
im Zugeständnis der Eigenständigkeit für 
den Sport genauso wider. Einschließlich des 
Landeshaushaltes 2020 gab es in den vergan-
genen 20 Jahren keine Erhöhungen, keinen 
Inflationsausgleich und einmalig sogar eine 
Kürzung von 12 Prozent. Unterm Strich feh-
len uns mittlerweile jährlich rund 5,5 Millio-
nen Euro, um auf die Finanzausstattung des 
Jahres 2000 zu kommen.

Diese Missverhältnisse müssen wir für unse-
re Mitgliedsvereine und deren Sportler*in-
nen auflösen und dringend kompensieren. 
Beispielhaft sind hier die unzureichende 

Förderung der Übungsleiter, ein immenser 
Sanierungsstau bei den Sportstätten, die 
Umsetzung des Masterplans „Schwimmen 
in RLP“ sowie die dringend notwendige För-
derung eines „am Boden liegenden“ Nach-
wuchsleistungssports in Rheinland-Pfalz 
zu nennen. Nur wenn zukünftig wieder ver-
stärkt an der Basis der 6.000 Vereine inves-
tiert werden kann, werden sich auch sport-
liche Einzelerfolge wie die eines Niklas Kaul 
wieder regelmäßiger einstellen.

Der organisierte Sport fordert eine Einbezie-
hung in die politischen Entscheidungen, die 
den Sport betreffen. Wir setzen uns für eine 
ausreichende finanzielle Förderung, eine 
zeitgemäße Ausstattung unserer Sportstät-
ten sowie eine Entlastung unserer ehren-
amtlichen Kräfte ein. Zudem erwarten wir 
einen starken öffentlichen Partner in der Be-
wältigung von Krisensituationen und deren 
Folgen, wie sie derzeit die Corona-Pandemie 
darstellt. 

Deshalb stellen wir Ihnen 
Fragen zu sechs zentralen 
Zukunftsthemen des rhein-
land-pfälzischen Sports und 
bitten um Ihre Antworten  
bis 31. Januar 2021:



WAHLPRÜFSTEINE – AUF WEN KANN DER SPORT BAUEN?

Bedeutung des Sports
Was sind die inhaltlichen Schwerpunkte Ihrer sportpolitischen Arbeit?  
Bitte erläutern Sie die einzelnen Punkte in ein, zwei Sätzen.

Wie berücksichtigen Sie den Sport in Ihrem Wahlprogramm?
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Bedeutung des Sports
Derzeit ist der Sport nur Teil des Ministeriums für Inneren und Sport und dort auch 
nur Teil einer Abteilung: Sehen Sie die Notwendigkeit einer eigenständigen Sportabteilung, 
die ausschließlich die Aufgaben des Sports bündelt und zusammenführt?  

Welche Hauptthemen und Schwerpunkte des Sportes sind für Sie unverzichtbar, im Falle 
einer Regierungsbeteiligung nicht diskutabel, und müssen im Koalitionsvertrag verankert 
werden?

philipp
Hervorheben
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Eigenverantwortlichkeit/ 
Subsidiarität
Die Dachverbände brauchen ihre Freiheiten zurück, um den Sport unter Beachtung der 
Grundsätze sparsamer Haushaltsführung, jedoch eigenständig, nach seinen Bedürfnissen 
zu gestalten. Wie stehen Sie zu dieser Aussage?

Der Sport leidet unter einer zu stark reglementierten Finanzierung durch Pauschal- und 
Projektförderungen sowie eine Aberkennung von nachweislichen Eigenmitteln, um nur 
einiges zu nennen. Dadurch greifen Mechanismen wie Besserstellungsverbote, Fehlbedarfs-
finanzierungen nach festen finanziellen Vorgaben oder ein Verbot von Rücklagenbildung. 
Sehen Sie die Notwendigkeit, dem Sport wieder mehr Eigenständigkeit einzuräumen?
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Eigenverantwortlichkeit/ 
Subsidiarität
An welchen Stellen möchte Ihre Partei die Handlungsspielräume des org. Sports wieder 
erweitern und die gebotene Selbständigkeit zurückgeben?

Im Gegensatz zum organisierten Sport sieht die Landesregierung die finanzielle Förderung 
des Sports als „Fehlbedarfsfinanzierung“. Dies hindert den Sport daran, sich schnell 
notwendigen Aufgaben zu widmen und schränkt ihn in vielen Bereichen bürokratisch ein. 
Wie sind die Vorstellungen Ihrer Partie, um diesen Missstand aufzuheben?
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Finanzen
Unterstützt Ihre Partei die Forderung des Sports, ihn an den milliardenschweren 
Steuereinnahmen durch private Sportwettanbieter zu beteiligen?

Wir fordern eine stärkere Beteiligung an den Gewinnen der Lotto GmbH. Die Übertragung 
von 51 % der Lotto-Anteile der Sportbünde ans Land ist aus unserer Sicht noch immer nicht 
ausreichend kompensiert. Wie steht Ihre Partei dazu? 
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Finanzen
Wie steht Ihre Partei zu den Forderungen des Sports nach einem mehrjährigen Sportförder-
vertrag, der inflationsbedingte Verluste ausgleicht und darüber hinaus einen Zuwachs vorab 
definiert?

Die Digitalisierung in Vereinen und Verbänden braucht schnell ein Sonderprogramm mit 
zusätzlichen Mitteln. In welcher Höhe stellen Sie sich eine zusätzliche Förderung für den 
Sport in diesem Bereich vor? Wie sollte der Sport prozentual von einem Digitalisierungs- 
programm des Landes profitieren?
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Finanzen
Der Leistungssport in Rheinland-Pfalz ist im deutschlandweiten Vergleich aufgrund  
massiver Unterfinanzierung kaum noch wettbewerbsfähig. Welche Maßnahmen plant Ihre 
Partei um bei Bundesstützpunkten, Landesleistungszentren und Schulverbundsystemen die 
national und internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten bzw. wiederherzustellen?

Rheinland-Pfalz steht im Zuge der Leistungssportreform auf Bundesebene vor größeren  
Einschnitten. In welchem Umfang und wofür halten Sie Mittelerhöhungen für notwendig, 
um Rheinland-Pfalz für zukünftige Aufgaben zu stärken?
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Finanzen
Welche konkreten Maßnahmen schlägt Ihre Partei vor, damit auch in Zukunft die für den 
Spitzensport notwendige Basis, (leistungssportlich orientierte Sportvereine) erhalten bleibt?
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Sport & Corona
Für den Sport sind im Soforthilfeprogramm des Landes 3 bis 4 Millionen Euro an Corona-
Hilfe in Aussicht gestellt. Die Vereine müssen jedoch ihre Rücklagen aufbrauchen, um über-
haupt erst an die finanzielle Hilfe zu kommen. Aus unserer Sicht verschiebt das lediglich 
die Problematik in die kommenden Jahre und ist nicht auf gemeinnützige Strukturen aus-
gerichtet. Wir fordern neue, unbürokratischere Sonderprogramme zur Krisenbewältigung. 
Wie stehen Sie dazu?

Der Sport verbucht beträchtliche Einnahmeausfälle aus dem Wegfall von Eintrittsgeldern, 
Veranstaltungseinnahmen, Kursgebühren und Mitgliedsbeiträgen.  Wir fordern eine Stär-
kung der Vereine, insbesondere derjenigen, die durch die Pandemie einen großen Substanz-
verlust – finanziell und personell – erleiden. Welche Mittel und Wege sehen Sie, das unbüro-
kratisch aufzufangen?
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Sportstätten: Sportförder-
gesetz/Sportstättenentwicklung
Eigene Sportstätten stellen für die Vereine die größte Belastung – finanziell und personell – 
dar. Wie wollen Sie den Vereinen an dieser Stelle helfen? 

Das rigorose Sparprogramm der vergangenen Jahre im Land hat im Bereich der Sportstät-
ten zu einem großen Sanierungsstau geführt. In Rheinland-Pfalz fehlt darüber hinaus eine 
dringend notwendige, zeitgemäße Sportstättenentwicklungsplanung, obwohl das Sportför-
dergesetz (§6 / §7) dies vorsieht. Wir fordern eine Aktualisierung der Daten in Form eines 
Sportstättenatlas und entsprechende Programme sowie eine ausreichende finanzielle Aus-
stattung. Wie beurteilen Sie die Situation der kommunalen Sportstätten und deren Sanie-
rungsbedarf? Wie sind die Vorschläge Ihrer Partei zur Lösung des Problems?
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Sportstätten: Sportförder-
gesetz/Sportstättenentwicklung
Die den Sportstättenbeiräten im Sportstättenfördergesetz zugeschriebene Rolle als 
Gutachter hinsichtlich der öffentlichen Sportstättenförderung wird einer modernen 
Sportstättenentwicklungsplanung nicht mehr gerecht. Wir fordern eine Task Force unter 
enger Beteiligung des Sports für eine Neufassung des Sportfördergesetzes von 1974 und der 
Sportförderrichtlinie. Wie stehen Sie zu dieser Forderung? Wo muss nach Meinung Ihrer 
Partei inhaltlich in der Gesetzgebung nachgebessert werden? Was würden sie als Erstes 
ändern?

Wie steht Ihre Partei der Forderung gegenüber, dass das Institut für Sportstätten-
entwicklungsplanung (ISE) zukünftig die „Gutachterrolle“ übernehmen soll? 
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Entbürokratisierung
Sportbünde, die Fachverbände und Vereine leiden unter dem immensen Aufwand durch 
immer weiterwachsende bürokratische Vorgaben und Zwänge, wie z. B. die DSGVO, sperrige 
Antragsordnungen, hohe formale Hürden bei Dokumentationspflichten oder aufwändige 
behördliche Genehmigungen für Veranstaltungen. Aber auch Vorgaben des Landes wie 
privatrechtliche Verträge mit jedem Verein oder das Verfahren im Sonderprogramm und 
beim Rettungsschirm sorgen für zusätzliche Belastung. Welche konkreten Maßnahmen 
(Verwaltungserleichterungen/Steuergesetzgebung) schlägt Ihre Partei zur Entlastung der 
Arbeit im Verein vor? 

Dem Ehrenamt wird an vielen Stellen Zeit entzogen, der für die eigentliche Vereins- 
und Verbandsarbeit fehlt: Anträge ausfüllen statt Verein entwickeln. Wie möchten Sie 
„Ehrenamt“ wieder attraktiver und unkomplizierter machen und ihm die Zeit zur 
Gestaltung für das eigentliche Vereins- und Verbandswesen zurückgeben?



WAHLPRÜFSTEINE – AUF WEN KANN DER SPORT BAUEN?

Entbürokratisierung
Wir fordern ein Ehrenamtsgesetz, das u.a. auch die Anhebung des Übungsleiterfreibetrages 
und die Erhöhung der Ehrenamtspauschale vorsieht. Wie stehen Sie zu dieser Forderung 
und setzt sich Ihre Partei auf Bundesebene für das Ehrenamtsgesetz ein?

Besten Dank für 
Ihre Statements!

Wolfgang Bärnwick 
Kommissarischer Präsident

Elke Rottmüller 
Präsidentin

Klaus Kuhn 
Präsident

Monika Sauer 
Präsidentin


	Bedeutung des Sports 1: Wir sind ein sportbegeistertes Volk: In etwa 91.000 Sportvereinen treiben ca. 27,5 Millionen Menschen Sport. Der Sport und seine Werte müssen daher wieder integraler Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens werden. Sportliche Aktivitäten und Sportvereine sind Sozialisationsinstanzen. Dabei werden neben grundlegenden Kulturtechniken ebenso die klassischen Tugenden wie Ehrlichkeit, Disziplin, Pünktlichkeit, Ordnungssinn, Fleiß und Pflichtbewusstsein vermittelt. Im Sport werden die heimischen Werte und Normen weitergegeben und ein entsprechendes Verhalten abgefordert.

Für Deutschland als Sportnation ist es wichtig, sowohl den Breiten- als auch den Spitzensport zu fördern, denn erfolgreicher Spitzensport führt zu mehr Sport in der Breite, aus dem bei Talent und Willen die nächsten erfolgreichen Spitzensportler heranwachsen. Um das zu erreichen, ist eine großzügige und nachhaltige Finanzierung notwendig, was aufgrund der hohen Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft möglich ist.
Die AfD Rheinland-Pfalz sieht die Sportvereine und Sportverbände als eine unverzichtbare Stütze unseres gesellschaftlichen Lebens. Die Forderungen von LSB und den Sportbünden belegen das, was auch von der AfD-Fraktion im Landtag immer wieder betont wurde: Die Landesregierung muss wesentlich mehr für den Sport in Rheinland-Pfalz tun, als dies in den zurückliegenden 20 Jahren geschehen ist. Folgende Punkte stehen auf der "Zu-Tun-Liste" der AfD:

1. Mehr Geld für die Erhaltung, Instandsetzung und den Neubau von Sportstätten. Sport ist wichtig für die Gesundheit und das respektvolle Miteinander in unserer Gesellschaft. Die Sportvereine spielen dabei eine entscheidende Rolle. Der Zugang zu funktionierenden Sportstätten ist dafür eine wesentliche Voraussetzung.
2. Aufbauprogramm zur Sanierung und zum Unterhalt von Schwimmbädern. Deutschlandweit werden pro Jahr weit über 100 Schwimmbäder geschlossen. Damit werden die Menschen vor Ort einer Möglichkeit zu Freizeitgestaltung und Erholung beraubt. Diese Fehlentwicklung muss korrigiert werden.
3. Verbesserung der steuerlichen Absetzbarkeit von ehrenamtlicher Vereins-Arbeit. Die Vereinsvorstände, Funktionäre in den Sportverbänden und ehrenamtlichen Übungsleiter in den Sportvereinen leisten einen gesellschaftlichen Mehrwert, der von Bund und Ländern nicht gebührend honoriert wird. Durch entsprechende Förderprogramme ist diese Arbeit künftig deutlich aufzuwerten.
4. Bessere finanzielle Förderung der Verbände im Bereich Spitzensport durch das Land. Erfolge unserer Athleten bei internationalen Wettkämpfen sind ein wesentlicher Baustein für den Zusammenhalt unserer Gesellschaft, bieten eine Grundlage für die Identifikation mit unserem Land und liefern die Motivation für das eigene Sporttreiben in einem Verein. 
5. Einführung von vier Schulsportstunden pro Woche. Kinder und Jugendliche brauchen mehr Bewegung. Sie sollen die Möglichkeit erhalten, sich in der Schule intensiver sportlich betätigen, möglichst viele Sportarten kennenlernen zu können und im Rahmen des Schulsports auch direkte Kontakte zu Sportvereinen zu erhalten.

	Bedeutung des Sports 2: Der Sport ist ein wichtiger Bestandteil des Lebens, ein Zukunftsfaktor und auch ein Indikator für Wohlstand und soziale Sicherheit. Er ist unverzichtbar für die Gemeinschaft in unserem Land. Die Förderung des Leistungs- und Spitzensports sowie des Breitensports ist uns deshalb ein wichtiges nationales Anliegen - generell und nicht nur zur Wahl. 

Seit unserem Einzug in den Bundestag sind unter anderem folgende Verbesserungen erreicht worden:
- Anhebung des Jahresetats der Sportförderung auf 285 Mio. € (2020)
- Erhöhung der Unterstützung für Olympia-Spitzenathleten auf 1.200 € monatlich (statt 630,-€)
- Aufhebung der Fördergrenze für Sportgroßveranstaltungen
- Erhaltung von Olympia- und Bundesleistungsstützpunkten
- Sonderprogramme zur Verbesserung der Sport-Infrastruktur
- Beitrag des Bundes zur Altersvorsorge für Spitzenathleten

Unsere Kleine Anfrage (Drs. 19/4436) bewirkte, dass der Bundesstützpunkt Bad Kreuznach für weitere Jahre erhalten bleibt. Insofern haben wir dazu beigetragen, dass Kanuslalom und Trampolinturnen erhalten bleiben.

	Bedeutung des Sports 3: Nach Ansicht der AfD sind die Sport-Themen im Koalitionsvertrag zu allgemein formuliert. 
Folgende Forderungen sind für uns unverzichtbar:
1. Es müssen die Voraussetzungen dafür geschaffen und sichergestellt werden, dass in jeder Grundschule Schwimmunterricht stattfindet. Außerdem sollen in allen Schulen vier Sportstunden pro Woche erteilt werden.
2. In den Schulen sind ausschließlich voll ausgebildete Sportlehrern einzustellen.
3. Eine engere Kooperation von Schule und Vereinen sollte mit dem Ziel erleichtert werden, dass mehr Kinder und Jugendliche den Weg in die Sportvereine finden.
4. Die Voraussetzungen sind dafür zu schaffen, dass die Spitzensportförderung (z.B. im Rahmen von Sportschulen, Sportinternaten, Elite-Schulen des Sports) im Land bessere finanzielle Grundlagen erhält, damit das Training der Athleten und die Arbeit der Trainer, Vereine und Sportverbände problemloser und zielgerichteter von statten geht als bisher.
5. Außerdem ist sicherzustellen, dass Kader- und Spitzenathleten im Rahmen des Dualen Weges nicht nur optimale Trainingsbedingungen vorfinden, sondern auch in Bezug auf ihre berufliche Ausbildung bestmögliche Voraussetzungen und Hilfestellungen erhalten. Das Land muss dafür unter Einbeziehung und in Abstimmung mit den Landessportverbänden und dem Landessportbund ein Förderprogramm auf die Beine stellen, das diesem Anspruch gerecht wird. 
6. Das ehrenamtliche Engagement muss gestärkt werden.
7. Die Sportinfrastruktur muss erhalten und ausgebaut werden.
8. Der Kampf gegen Doping als Voraussetzung für faire Wettbewerbe muss vorangetrieben werden.
9. Der Jahresetat der Sportförderung muss prozentual jährlich zu den Steuereinnahmen des Bundes angepasst werden.

	Bedeutung des Sports 4: Sport ist ein wichtiger Bestandteil in unserer Gesellschaft. Mit knapp 90.000 Vereinen und rund 27 Millionen Mitgliedern sowie den vielen Freizeitsportlern, die nicht in den Vereinen organisiert sind, ist der Sport der größte Pfeiler unserer Gemeinschaft. Zudem schützt ausreichend Bewegung vor Krankheiten wie Diabetes und Übergewicht. Schon regelmäßiger Sport mit moderater Intensität kann helfen, das Herzinfarkt- und Schlaganfall- sowie das Krebsrisiko zu senken. Daneben gilt der Sport heute auch als einer der größten und wichtigsten Wirtschaftszweige, denkt man an die zahlreichen Groß-Sportveranstaltungen.
Demgegenüber stehen desolate und seit Jahren dringend sanierungsbedürftige Sportstätten, Kürzungen der öffentlichen Mittel bei der Sportförderung, Schließungen von Sporthallen und Schwimmbädern, Minimierung des Sportunterrichts an den Schulen und vieles mehr.
Angesichts der positiven gesellschaftlichen Werte des Sports ist es nicht nachvollziehbar und zeitgemäß, dass der Sport von den etablierten Parteien immer noch als "schönste Nebensache der Welt" geriert wird, was sich gravierend darin dokumentiert, dass Sport bei der Förderung mit öffentlichen Geldern in unangemessener Weise zu kurz kommt.
Es ist daher dringend geboten, den politischen Verantwortungsbereich für den Sport in einer eigenen Abteilung zu organisieren.

	Eigenverantwortlichkeit/Subsidarität 1: Die AfD stimmt dem zu. Die Dachverbände wissen am besten, wie es um ihren Sport steht. Unter Wahrung sparsamer Haushaltsführung sollte man den Dachverbänden eine Eigenständigkeit zugestehen, nachdem entsprechende Zielsetzungen formuliert wurden.

Im Vergleich zu den 1990er Jahren haben sich die Regierungen von Bund und Ländern immer mehr aus der Sportförderung zurückgezogen. Der Bereich Sport wurde zur kommunalen Aufgabe erklärt und ein System der Förderung durch Bundes- und Landesmittel geschaffen, in dem regierungsseitig immer neue Forderung an die Sportvereine (Stichworte Integration, Dokumentationspflichten) gestellt werden und gleichzeitig bei der Förderung immer mehr in die Belange des Sports eingegriffen wird. Das führte zu einer erheblichen Zunahme des Bürokratieaufwands bei den Verbänden und Vereinen. Die Bund und Länder sollten die Verbände von dieser Bürokratisierung so weit wie möglich entlasten.

	Eigenverantwortlichkeit/Subsidarität 2: Grundsätzlich ist die AfD für Eigenständigkeit im Sport. So unterschiedlich alle Sportarten sind, so unterschiedlich sind auch ihre Bedürfnisse.

Sobald Finanzmittel von Bund oder Land kommen, ist die Eigenständigkeit zumindest eingeschränkt, weil mit öffentlichen Mitteln verantwortungsvoll umgegangen werden muss. Das bedeutet auch, dass nach dem Subsidiaritätsprinzip zunächst Eigenmittel in Anspruch genommen werden müssen, bevor Land oder Bund eingreifen.

Aus Sicht der AfD sollten daher auch andere Quellen der Finanzierung erschlossen werden. Hier könnte etwa die deutsche Wirtschaft stärker eingebunden werden. Wir plädieren dafür, die Kontakte zur Wirtschaft auszubauen und zu verstärken. In den vergangenen Jahren haben sich deutsche Unternehmen zunehmend in Sportorganisationen anderer Länder engagiert oder Sponsoren internationale Sportverbände unterstützt. Hier muss es Aufgabe sein, diese Unternehmen wieder mehr für die Förderung des deutschen Sports zu gewinnen.

	Eigenverantwortlichkeit/Subsidarität 3: Wir befürworten, dass die Handlungsspielräume des organisierten Sports erweitert und die gebotene Selbständigkeit zurückgegeben werden.

Verbandsarbeit heißt nicht Stillstand oder in eingefahrenen Strukturen zu denken, sondern bedeutet Weiterentwicklung, Stärkung und Innovation. Diese wertvollen Fähigkeiten unterstützen wir ausdrücklich.

Ferner sollten auch die Athleten wieder mehr im Mittelpunkt stehen. Spitzensportler brauchen Perspektiven und Unterstützung - wer sich für Deutschland einsetzt, dem dürfen keine Nachteile entstehen.

	Eigenverantwortlichkeit/Subsidarität 4: Bei einer "Fehlbedarfsfinanzierung" handelt es sich um einen Betrag, der die Lücke zwischen den anerkannten zuwendungsfähigen Ausgaben einerseits und den Eigenmitteln und sonstigen Einnahmen des Zuwendungsempfängers andererseits schließt. Das führt aber unter Umständen dazu, dass den Vereinen das Risiko zu groß ist, Trainerstellen zu besetzen, Neuanschaffungen zu tätigen oder Sportveranstaltungen zu organisieren und so keine Entwicklung stattfinden kann. Daher schlagen wir vor, einen Fördertopf einzurichten, auf den schnell und unbürokratisch nach Einhaltung bestimmter Voraussetzungen zurück gegriffen werden kann.
	Finanzen 1: Sportförderung ist ein gesamtgesellschaftliches Thema. Grundsätzlich hält die AfD die Beteiligung des Sports an den Einnahmen durch staatliche Sportwettanbieter als einen zusätzlichen Weg zur Sportförderung für richtig und wichtig. Was für staatliche Sportwettanbieter gilt, sollte auch für private Sportwettanbieter gelten. Schon aus Gründen der Wettbewerbsgleichheit ist es daher sinnvoll, dass private Sportwettanbieter ähnlich hohe Abgaben wie staatliche Anbieter leisten.
	Finanzen 2: Dem stimmen wir als AfD zu.

Während im Sport vor allem Sportvereine und Sportverbände in der Unterhaltung von Sportanlagen und bei der erfolgreichen Jugend- und Profiarbeit unterstützt werden, genießen in Kunst und Kultur maßgeblich Museen, Orchester, Chöre, Festivalveranstaltungen, Musikhochschulen sowie Theater eine größere finanzielle Förderung als der Sport. Dabei hat auch der Sport einen hohen gesellschaftlichen Wert hat und wirkt sich bis in die Bereiche Gesundheit und Wirtschaft aus. So belegen Studien, dass die Investition von einem Euro in den Sport vier Euro im Gesundheitswesen erspart.

	Finanzen 3: Diese Forderung hält die AfD für absolut notwendig. Der Staat muss den Sport zuverlässig und vor allem berechenbar unterstützen. Dazu gehört vor allem die Berücksichtigung inflationsbedingter Verluste. Nur wenn die staatliche Förderung diesen Verlusten angepasst wird, haben die Vereine und Verbände die erforderliche Planungssicherheit.
	Finanzen 4: Digitalisierung ist wichtig. Sie ermöglicht es den Sportvereinen, gerade auch im Wettbewerb mit kommerziellen Anbietern, Angebot, Service und Kommunikation zu optimieren, gleichzeitig aber auch weiterhin für das zu stehen, was Sportvereine ausmacht: Wertevermittlung und Miteinander. In welcher Höhe die finanzielle Förderung ausfallen soll, ist dabei abhängig von der Größe des Vereins und der jeweils erforderlichen Digitalisierungsmaßnahmen. Hier ist etwa an zielgruppenspezifische Nutzung von Social-Media-Kanälen, Online-Buchungssystem für Kurse und Trainingszeiten, die Entwicklung von Vereins-Apps, den Einsatz neuer Trainingssysteme oder die Vereinfachung des Verwaltungsprozesses zu denken. Mittelfristig wird die Digitalisierung zu Einsparungen und Mehreinnahmen führen.

Wenn die Sportvereine und -verbände - wie von der AfD gefordert - künftig finanziell deutlich entlastet und von Bund und Ländern finanziell gefördert werden, liegt die Digitalisierung weitestgehend in den Händen der Sportorganisationen. Denkbar wäre z.B. ein staatlich gefördertes Initiativprogramm des DOSB "Digitalisierung des Sports", dessen IT-Grundlage die Sportverbände und Sportvereine nutzen können. Gibt es von den Vereinen oder Verbänden erstellte Lösungen, dann sollten diese besonders bevorzugt bzw. zur Marktreife gebracht werden. Zudem sollte auch die digitale Kompetenz der Millionen Sportler sollte berücksichtigt werden.

	Finanzen 5: Als die AfD in den Bundestag einzog, lag die Förderung bei 165 Mio.€. 2018 forderten wir bis 2020 einen Aufwuchs bis 340 Mio. €. Für das Haushaltsjahr 2021 sind wir bei 293 Mio. € angekommen. Dieser Aufwuchs ist historisch beispiellos und erfreulich.

Wir stimmen zu, dass der Leistungssport aufgrund der massiven Unterfinanzierung kaum noch wettbewerbsfähig ist. Analog zur Förderung im Bund halten wir daher eine Verdoppelung der Mittel für Bundesstützpunkte, Landesleistungszentren und Schulverbundsystemen in den nächsten 3 Jahren für notwendig.

	Finanzen 6: Der Leistungssport in Rheinland-Pfalz muss wieder wettbewerbsfähig gemacht werden. Bereits bestehende Bundesleistungsstützpunkte dürfen nicht gestrichen werden.

Für Rheinland-Pfalz halten wir auf 10 Jahre eine 5-fache Erhöhung des Sportetats für sinnvoll.

	Finanzen 7: 1. Die Spitzensportförderung des Bundes sollte deutlich angehoben werden.
2. Die Professionalisierung des Trainingsbetriebs in den Sportvereinen sollte mit staatlichen Fördermitteln unterstützt werden.
3. Die Corona-begründeten Sport- und Wettkampfverbote sind aufzuheben. Training und Sporttreiben sind unter Beachtung der Hygiene-Konzepten von DOSB und Sportverbänden wieder aufzunehmen.
4. Durch die Einführung von vier Schulsportstunden pro Woche, den damit einhergehenden Reformen der Sportlehrpläne sowie die Neu-Einstellung der notwendigen Anzahl ausgebildeter Sportpädagogen und -trainer werden die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die leistungssportlich orientierten Sportvereine einen besseren Zugang in die Schulen erhalten, um mehr Schüler für ihren Sport und ihren Verein gewinnen zu können.
5. Einheitliche Sporteingangs-Tests zum Schulbeginn und jährliche freiwillige Sport-Talent-Tests in allen Schulen.
5. Die Zahl der Sportschulen, Eliteschulen des Sports und der Sportinternate sollte erhöht werden, so dass das Sporttraining auf hohem Niveau deutschlandweit in mehr Regionen stattfinden kann als bisher.

	Sport & Corona 1: Die Sportvereine leisten schon heute einen enormen Beitrag für die Gesellschaft. Und nun stellt Corona die Vereine vor ganz besondere Herausforderungen. Steuerliche Entlastungen können Vereine vor allem bei der Körperschaftssteuer, der Gewerbesteuer und der Umsatzsteuer beantragen. Neben der Herabsetzung von Vorauszahlungen sind Finanzbehörden auch bereit, Steuern zu stunden oder gezahlte Beträge gegebenenfalls zu erstatten, um von Corona gebeutelten Vereinen die Liquidität zu sichern. Der Bund hat kurzfristig den Vereinen Soforthilfen zur Verfügung gestellt. Danach können gemeinnützige Vereine, die durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie in ihrer Existenz bedroht sind, sowohl im Jahr 2020 als auch im Jahr 2021 eine Soforthilfe bis zu einer Höhe von 12.000 Euro in Form von nicht zurück zahlbaren Zuschüssen erhalten.

Diese Soforthilfe begrüßen wir. Auch der Bund hat nach unserer Ansicht schnell mit "Coronahilfen im Profisport" auf die Corona-Situation reagiert.
Wir lehnen es ab, dass Vereine erst auf ihre Rücklagen zurück greifen müssen, bevor sie finanzielle Hilfen erhalten. Damit würden gut wirtschaftende Vereine bestraft.

	Sport & Corona 2: Die AfD hatte im Sportausschuss des Bundestags bereits im März 2020 als einzige Fraktion auf die finanziellen Belastungen der Sportvereine im Zuge von Corona hingewiesen und ein Sofortprogramm in Höhe von 200 Millionen Euro gefordert. Das veranlasste die Bundesregierung dazu, ein Sofortprogramm zur Unterstützung der Sportvereine aufzulegen. Angesichts der Tatsache, dass aufgrund der regierungsseitig zu verantwortenden bundes- und landesweiten Lockdown-Politik sämtliche Aktivitäten der Sportvereine - trotz der Pandemie-Konzepte von DOSB und Sportverbände - im Keim erstickt wurden, ist der Staat in der Pflicht, die Einnahmeausfälle der Sportvereine angemessen zu kompensieren. Wenn die Bundesregierung in der Lage ist, mit der Begründung "Corona-Hilfe" mehrere hundert Milliarden Euro aus Deutschland an die EU zu überweisen, dann darf es kein Problem darstellen, die 90.000 Sportvereine und Sportverbände im Inland in entsprechender Weise zu unterstützen.

Einnahmeausfälle aus dem Wegfall von Eintrittsgeldern und Veranstaltungseinnahmen sollten daher auf Basis der vorangegangenen Jahre ersetzt werden. Anders sehen wir das bei Kursgebühren und Mitgliedsbeiträgen.

	Sportstätten 1: Aufgrund der vielen Klagen, die an uns herangetragen werden, wissen wir, dass sich die Sportstättenversorgung für die Vereine in Deutschland und Rheinland-Pfalz insgesamt problematisch darstellt. Auch die klassischen Probleme der Bindung und Gewinnung ehrenamtlicher Mitarbeiter sowie jugendlicher Leistungssportler sehen wir aktuell nicht nur in Rheinland-Pfalz als gewichtiges Problem. Für einen Teil der Vereine sind fehlende Sportstätten sogar Existenz bedrohend.

Bezogen auf die fünf Vereinstypen zeigen sich deutliche Differenzen hinsichtlich ihrer Sportstättenprobleme. So sind Großvereine mit einem breiten Sportangebot überdurchschnittlich stark von einer zu geringen zeitlichen Verfügbarkeit der Sportanlagen betroffen. Für (kleine) Wenig-Spartenvereine stellt dies hingegen nur ein geringes Problem dar. Aber auch die anderen beiden Problemdimensionen von Sportstätten, schlechter Zustand sowie schlechte Eignung für bestimmte Sportarten, betreffen Sportvereine mit einem vielfältigen Angebot stärker.

Eigene Sportstätten sind daher wichtige Vermögenswerte, die durch die Mitglieder selbst und durch die lokale Wirtschaft erhalten werden müssen. Das Land Rheinland-Pfalz sollte hier mehr Fördermittel zu Verfügung stellen, um die Vermögenswerte der Vereine in Rheinland-Pfalz zu sichern. Die AfD-Fraktion hat in der letzten Haushaltsdebatte höhere finanzielle Mittel für die Vereine in Rheinland-Pfalz gefordert, was aber von allen anderen Parteien abgelehnt wurde.

	Sportstätten 2: In den letzten 30 Jahren wurde von der öffentlichen Hand die Instandhaltung der Turn- und Schwimmhallen extrem vernachlässigt. Schon in einer Studie aus dem Jahr 2006 wurde ein bundesweiter Investitionsstau in Höhe von zehn Milliarden Euro beklagt und Bund und Länder aufgefordert, dem weiteren Verfall von Sportstätten entgegenzuwirken. Aktuell wird deutschlandweit ein Sanierungsbedarf von bis zu 30 Milliarden Euro bei Sportstätten veranschlagt. Ursache des Problems ist, dass sich Bund und Länder immer mehr aus der Co-Förderung des Sports zurückgezogen haben. Gleichzeitig haben - im Gegensatz zu früher - die Landkreise und Kommunen nicht mehr die Möglichkeit, diese Aufgabe finanziell allein zu stemmen. Die Gründe für die klammen Kassen der Kommunen liegen u.a. in der Nullzinspolitik der von der Bundesregierung gestützten Europäischen Zentralbank, den steigenden Kosten im Rahmen der Energiewende, in den nach 2015 erforderlichen Mehrausgaben der Kommunen für die Innere Sicherheit sowie die Integrationsleistungen im Rahmen der Zuwanderung.

Vor diesem Hintergrund ist parallel zur Aktualisierung des Sportstättenatlas in der kommenden Legislaturperiode ein Bundes- sowie ein Landesfonds für die Sportstättensanierung einzurichten, der die Abarbeitung des Investitionsstaus in Höhe von 30 Milliarden Euro bundesweit im Zeitraum des nächsten Jahrzehnts ermöglicht. Damit sollte auch der Investitionsstau in Rheinland-Pfalz Geschichte sein.

	Sportstätten 3: Die AfD unterstützt die Forderung nach einer Neufassung. Es muss eine eindeutige Regelung für den Breiten- und Leistungssport geben, ebenso für den Schulsport.
	Sportstätten 4: Rheinland-Pfalz verfügt über eine Vielzahl an Sportstätten und Möglichkeiten für Sporttreibende. Um die Frage zu beantworten, welche Sportstätten heute und in Zukunft für welche Bevölkerungsgruppen in welcher Qualität benötigt werden, müssen die Belange des Schul- und Vereinssports sowie Fragen der Demografie und Nutzung der Sportstätten berücksichtigt werden. Das ISE hat Schulen, Kindertagesstätten, Vereine und Bevölkerung befragt und die Ergebnisse aufgearbeitet. Die daraus abgeleiteten Handlungsempfehlungen werden Richtschnur künftigen Handelns sein, um sicherzustellen, dass der Sport auch in Zukunft die Sportstätten vorfindet, die benötigt werden.

Daher hält es die AfD für sinnvoll, dass das Institut für Sportstättenentwicklung als zentrale Koordinierungsstelle und Ansprechpartner die Gutachterrolle übernehmen soll. So werden auch Planungskosten gesenkt und Mehrfachplanungen vermieden. Alle 5 Jahre - Mitte der Legislaturperiode - sollte eine Neu-Ausschreibung erfolgen.

	Entbürokratisierung 1: Die AfD möchte Vereine und Unternehmen durch den Abbau bürokratischer Hürden unterstützen und hat sich als einzige Partei konsequent auf allen Ebenen gegen die DSGVO eingesetzt, die Vereinen einen enormen Dokumentationsaufwand aufbürdet. Die umständlichen Prozeduren zur Beantragung von Corona-Hilfen haben wir schon beim ersten Lockdown im Frühjahr 2020 kritisiert und uns für eine wenig aufwändige Beantragung und zeitnahe Auszahlung von Hilfen eingesetzt. Alle Auflagen und Dokumentationspflichten müssen auf den Prüfstand, alle neuen Gesetze und Verordnungen in Bezug auf möglichst geringen zusätzlichen Aufwand optimiert und die “One in, One Out-Regel” ohne Ausnahmen umgesetzt werden. Analog zum Empfehlungsbericht des Normenkontrollrats Baden-Württemberg möchten wir eine Untersuchung zur Entbürokratisierung bei Vereinen und Ehrenamt durchführen.
	Entbürokratisierung 2: Wie wir unter Punkt 22 dargelegt haben, möchten wir Vereine und Ehrenamt durch den Abbau von Bürokratie entlasten und entfesseln. Durch eine bessere Repräsentation auf ministerialer Ebene und mehr finanzielle Unterstützung, bessere steuerliche Absetzungsmöglichkeiten und einen Ausbau der Ehrenamtskarte soll dem Ehrenamt auch finanziell mehr Wertschätzung entgegengebracht und der Rücken für die eigentliche Vereinstätigkeit freigehalten werden.
	Entbürokratisierung 3: Das Ehrenamt ist ein wichtiger Teil in unserer Gesellschaft. In Deutschland engagieren sich rund 31 Millionen Menschen in ihrer Freizeit ehrenamtlich. Herausragendes Engagement muss hier besser gefördert und honoriert werden. Strukturen müssen verbessert, Hürden der Bürokratie abgebaut, die Vernetzung untereinander ausgebaut und die Anerkennung im Ehrenamt muss gestärkt werden.
Die AfD schlägt Folgendes vor:

1. Der Übungsleiterfreibetrag von 3.000,-€ (ab VZ 2021) sowie der Ehrenamtsfreibetrag von 840,-€ (ab VZ 2021) sollen jährlich um 0,5 % erhöht werden.
2. Spenden und Mitgliedsbeiträge zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke können als Sonderausgaben steuerlich geltend gemacht werden. Der Betrag, bis zu dem ein vereinfachter Zuwendungsnachweis möglich ist, soll ab 01.01.2022 von 300 EUR auf 400,-€ angehoben werden. 

Zusätzlich setzt sich die AfD für den Ausbau der Ehrenamtskarte ein, die ein Zeichen der Anerkennung des Dankes für ehrenamtliches Engagement ist. So hat sich der Bundestag im Oktober 2019 erstmalig mit einem Antrag der AfD mit dem Titel „Stärkung des Ehrenamts – Ausbau der Ehrenamtskarte“ (19/14346) beschäftigt. In diesem Antrag bemängelte die AfD, dass ehrenamtlich engagierte Menschen besonders in strukturschwachen Regionen nur wenige Vergünstigungen, wie sie etwa durch eine Ehrenamtskarte garantiert sind, in Anspruch nehmen können. Sie forderte deshalb die Bundesregierung auf, „die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass Ehrenamtskarten mit bundes- und landesweit gültigen Vergünstigungen in den Kommunen ausgegeben werden können“.



